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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

Der Nationalrat lehnte mit 72 zu 61 Stimmen eine Standesinitiative des Kantons Aargau
ab, welche die Unentgeltlichkeit von Beschwerdeverfahren im
Sozialversicherungsbereich aufheben wollte. Der Kanton Aargau hatte damit der
steigenden Flut von Rekursen begegnen wollen. Der Rat folgte aber der Argumentation
seiner Kommission, wonach Rechtsuchende gerade im Bereich der Kranken-, Invaliden-
und Hinterbliebenenversicherung besonders verletzlich sind und deshalb eines
besonderen Schutzes bedurfen. '

Nach dem Nationalrat lehnte auch der Stédnderat eine Standesinitiative des Kantons
Aargau zur Aufhebung der Unentgeltlichkeit der Verfahren im Sozialversicherungsrecht
ab, da ein derartiger Entscheid im Widerspruch zum 2000 verabschiedeten
Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts (ATSG) stiinde. Zudem wurde bezweifelt,
dass eine Entgeltlichkeit die Gerichte wesentlich entlasten wirde. Die Frage soll
allenfalls im Rahmen der Revision der Bundesrechtspflege Uberpriuft werden; hiezu
Uberwies die kleine Kammer ein Postulat (Po. 01.3038). ?

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Gleich wie im Vorjahr der Standerat lehnte auch der Nationalrat eine Standesinitiative
des Kantons Jura ab, die eine einheitliche Erh6hung aller AHV/IV-Renten und eine
Uberprifung der Minimalrenten verlangte. *

Eine von den Grlinen unterstutzte Standesinitiative des Kantons Zurich forderte die
Gleichbehandlung bei der Bemessung der AHV-Altersrenten, unabhangig vom Zivilstand
der Anspruchsberechtigten. Die Kommission des Nationalrates beantragte, der
Initiative keine Folge zu leisten. Obwohl sie die so genannte Heiratsstrafe als stérend
empfand, hatten Ehepaare und registrierte Partnerschaften immer noch zahlreiche
Vorteile in der AHV gegenlber Konkubinatspaaren. Der Nationalrat folgte seiner
Kommission und gab der Standesinitiative keine Folge. *

Eine Standesinitiative des Kantons St. Gallen aus dem Jahr 2011, deren Behandlung
bereits zweimal verschoben worden war, verlangte die Abschaffung der Ehestrafe bei
den AHV-Renten. In der Herbstsession 2016 gelangte sie in den Standerat. Der Text des
Vorstosses verlangte vom Parlament, das Bundesgesetz Uber die Alters- und
Hinterlassenenversicherung so zu é&ndern, dass Diskriminierungen gegenlber
Ehepaaren, insbesondere bei den AHV-Altersrenten, aufgehoben werden. Die SGK-SR
beantragte ihrem Rat einstimmig, dem Anliegen keine Folge zu geben. Der
Kommissionssprecher verwies auf die Reform der Altersvorsorge 2020, im Zuge derer
der Rentenplafonds fur Ehepaare von 150 auf 155 Prozent einer Individualrente
angehoben werden sollte, und die im Februar 2016 an der Urne abgelehnte
Volksinitiative der CVP .gegen die Heiratsstrafe". Der Rat folgte diskussionslos und gab
dem Vorstoss keine Folge. ®

Die parlamentarische Initiative des Kantons St. Gallen zur Abschaffung der Ehestrafe
bei den AHV-Renten, die zuvor bereits vom Stéanderat abgelehnt worden war, fand auch
im Nationalrat kein Gehor. In der Frihlingssession 2017 gab die grosse Kammer dem
Vorstoss diskussionslos keine Folge. ¢
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Ergénzungsleistungen (EL)

In der Herbstsession 2015 gelangte eine Standesinitiative des Kantons Tessin in den
Stédnderat. Der Vorstoss wollte die Beitrdge an die Krankenversicherung fiir
Beziigerinnen und Beziiger von Erganzungsleistungen neu regeln. Gemass der seit
Anfang 2014 geltenden Rechtslage, welche sich auf das Bundesegesetz uUber die
Erganzungsleistungen stutzt, muss EL-Bezlgerinnen und -Bezliger eine an einer
Pauschalpramie ausgerichtete Pramienverbilligung gewahrt werden, auch wenn die
Pauschalpréamie Uber der tatsachlich bezahlten effektiven KVG-Pramie liegt. Dies wollte
der Kanton Tessin éandern: Die Pauschalpramie sollte nur noch als
Berechnungsgrundlage dienen, wenn sie tiefer ist als die effektive Pramie, ansonsten
sollte die effektive Pramie berlcksichtigt werden. Ziel dabei ist es, die Versicherten
zum  Wechsel zu einer glnstigen Kasse und einem kostensparenden
Versicherungsmodell zu motivieren, wodurch sich der Kanton Einsparungen von jahrlich
CHF 3 Mio. ausrechnete. Zudem soll der Préamienbeitrag nicht mehr an die
Versicherten, sondern direkt an die Krankenkasse ausbezahlt werden. Die SGK-SR
empfahl, dem Anliegen keine Folge zu geben. Bereits hatten viele Kantone beschlossen,
die Pramienverbilligung direkt an die Krankenversicherer auszuzahlen. Das zweite
Anliegen sei mit Sicherheit berechtigt, so die Kommissionssprecherin, jedoch sei es
sinnvoller, dieses im Rahmen der laufenden Reform der Ergadnzungsleistungen
aufzunehmen. Das Ratsplenum folgte dem Antrag seiner Kommission stillschweigend. ’

In der Herbstsession entschied der Nationalrat als Zweitrat Uber eine Standesinitiative
des Kantons Tessin flir die Neuregelung der KVG-Beitrage fiir Beziigerinnen und
Beziiger von Erganzungsleistungen. Die vorberatende Kommission beantragte, dem
Vorstoss keine Folge zu geben, und das Ratsplenum folgte dem stillschweigend. ®

Da die Ausgaben flr die Ergénzungsleistungen und die Zahl ihrer Bezliger stark
zugenommen haben (um 40 respektive 20 Prozent zwischen 2007 und 2013), die
Kantone hier aber nur wenig Regelungsspielraum haben, sollten die entsprechenden
Fehlanreize im System gemass einer Standesinitiative des Kantons Nidwalden mittels
einer Teilrevision des Bundesgesetzes liber Erganzungsleistungen zur AHV und IV auf
Bundesebene behoben werden. Daflir sah der Kanton Nidwalden funf Moglichkeiten
vor, namlich eine Anrechnung von BVG-Vorsorgekapital, das nicht zur Altersvorsorge
verwendet worden war; eine Verscharfung der Regeln fir die Anrechnung eines
Vermogensverzichts durch Schenkung oder Erbvorbezug; eine Beschréankung der
Ergdnzungsleistungen auf das fruher erlangte Erwerbseinkommen oder auf ein
Referenzeinkommen; eine Ausblendung von objektiven und subjektiven Faktoren bei
Restarbeitsfahigkeit; die Anrechnung eines hypothetischen Einkommens fir Teilinvalide
und Ehepartner; sowie die Entkoppelung der individuellen Pramienverbilligung von den
Ergdnzungsleistungen.

In ihrer Sitzung vom Mérz 2017 beantragte die SGK-SR nach Anhérung einer Vertretung
des Kantons Nidwalden, der Standesinitiative keine Folge zu geben und ihre
Forderungen stattdessen im Rahmen der Reform der Erganzungsleistungen zu
behandeln, welche die meisten Forderungen der Reform beinhalte. Entsprechend
verzichtete auch der Nidwaldner Standerat Hans Wicki (fdp, NW) bei der Behandlung in
der kleinen Kammer darauf, einen Antrag auf Folge geben zu stellen, worauf der
Standerat die Standesinitiative stillschweigend ablehnte. ?

Im Februar 2018 prufte die SGK-NR die Standesinitiative des Kantons Nidwalden zur
Teilrevision des Bundesgesetzes liber Ergdnzungsleistungen zur AHV und IV und
empfahl einstimmig, ihr keine Folge zu geben. In der Nationalratsdebatte erklérte Ruth
Humbel (cvp, AG), dass diese Empfehlung zur Ablehnung nicht aus inhaltlichen, sondern
aus formellen Grinden erfolge: Mit der Reform der Ergénzungsleistungen wirden
bereits alle Forderungen der Initiative erfullt. In der Frihjahrssession 2018 folgte der
Nationalrat der Empfehlung seiner Kommission und gab der Standesinitiative keine
Folge. ©
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Erwerbsersatzordnung (EO)

Die Kommission fur soziale Sicherheit des Nationalrats gab bekannt, dass sie dem
Plenum bei der Behandlung der Standesinitiative des Kantons Genf das gleiche
Vorgehen empfehlen will, wie es der Standerat wéhlte, namlich die Umwandlung in ein
Postulat, mit welchem der Bundesrat aufgefordert wird, den Raten darlber Bericht zu
erstatten, wie unverziglich ein Entwurf fiir eine von der Krankenversicherung
unabhingige Mutterschaftsversicherung ausgearbeitet werden kdnne. "

Gleich wie der Standerat 1989 beschloss auch der Nationalrat einstimmig, einer
Standesinitiative des Kantons Genf fiir die Schaffung einer von der
Krankenversicherung unabhangigen Mutterschaftsversicherung Folge zu geben. Auch
er Uberwies, wie vor ihm die kleine Kammer, ein Postulat, welches den Bundesrat
ersucht, die Vorarbeiten dafur unverziglich an die Hand zu nehmen. Die Sprecher der
vorberatenden Kommission erinnerten daran, dass das Volk bereits 1945 einen
diesbezuglichen Verfassungsartikel angenommen habe, dass aber dessen gesetzliche
Umsetzung in der Volksabstimmung von 1987 an der Verquickung mit dem
Krankenversicherungsgesetz gescheitert sei. Der Entkoppelung der beiden Bereiche
musse deshalb grosse Bedeutung beigemessen werden, weshalb auch klar festzuhalten
sei, dass es sich hier nur um eine Taggeldversicherung handeln kénne, da die
Pflegeleistungen bereits im heutigen System von der Krankenversicherung bernommen
wirden. "

Weil die Mutterschaftsversicherung noch nicht realisiert ist, verzichteten beide
Kammern gemaéss gangiger Praxis mangels gesetzlicher Grundlage auf die Ratifizierung
des ILO-Ubereinkommens Nr. 183 Uber die Neufassung des Ubereinkommens Nr. 103
Uber den Mutterschutz (BRG 01.061). Wie zuvor schon der Stédnderat gab auch der
Nationalrat drei Standesinitiativen der Kantone Genf, Freiburg und Neuenburg (Kt.Iv.
00.310, 00.312), die 2000 eine Ratifizierung des inzwischen obsolet gewordenen
Ubereinkommens Nr. 103 verlangt hatten, keine Folge. ®

Berufliche Vorsorge

Der Bundesrat will am System tieferer Altersgutschriften flir jungere und hoherer
Altersgutschriften fur altere Arbeitnehmer festhalten. Mitte September hiess er einen
Bericht Uber alternative Modelle zur Staffelung der Altersgutschriften gut, der zum
Schluss gekommen war, die Stellung alterer Personen auf dem Arbeitsmarkt werde
durch eine andere Staffelung kaum verbessert. Eine Anderung wirde lange
Ubergangsfristen erfordern, die mit hohen Kosten verbunden waren. Der Bundesrat war
aber bereit, ein Postulat (05.3651) der CVP-Fraktion fir die Uberpriifung der
Berechnung der Altersgutschriften anzunehmen, worauf dieses diskussionslos
Uberwiesen wurde. Eine Standesinitiative des Kantons Jura, die detaillierte Vorgaben
fur eine abgeflachte Staffelung machte, lehnten hingegen beide Kammern ab. ™

Im Marz 2013 hatte der Kanton Neuenburg eine Standesinitiative eingereicht, welche
forderte, dass Vorsorgeeinrichtungen der beruflichen Vorsorge bis zu 50% ihrer
Investitionen in Immobilien tatigen kdnnen. In der Sommersession 2014 behandelte der
Sténderat die Initiative. Die vorberatende Kommission beantragte einstimmig, keine
Folge zu geben. Die bestehenden Limiten seien mehr als Richtwert denn als starre
Grenzen zu verstehen und sie hatten sich in den letzten Jahren gut bewéahrt. Der Rat
folgte diesem Antrag und gab der Initiative keine Folge. ®

Wie im Jahr 2014 bereits der Sténderat, lehnte in der Wintersession 2015 auch der
Nationalrat eine Standesinitiative des Kantons Neuenburg ab, welche die Vorschriften
fur die Vermodgensverwaltung von Pensionskassen hatte lockern wollen, damit diese
einen hoheren Anteil ihrer Investitionen in Immobilien tatigen konnen. Der Entscheid
fiel mit 111 zu 69 Stimmen bei einer Enthaltung gemass dem Antrag der Kommission und
gegen eine Minderheit Clottu (sp, NE). Der Minderheitssprecher hatte argumentiert, der
heutige Richtwert von 30% solle durch eine klare Obergrenze von 50% ersetzt werden,
was der Effizienz diene. Die Mehrheit sah dagegen keinen Handlungsbedarf.
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STANDESINITIATIVE
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ANJA HEIDELBERGER

Im Marz 2017 reichte der Kantonsrat von St. Gallen eine Standesinitiative ein, die zum
Ziel hatte, die Schweizer Vorsorgeeinrichtungen, ausdricklich genannt wurden die
Pensionskassen, der AHV-Ausgleichsfonds sowie die (Freizligigkeits-)Stiftungen der
zweiten und dritten Sdule, von den Negativzinsen auszunehmen. Aufgrund des
Tiefzinsumfeldes sei es fur die Vorsorgeeinrichtungen schwierig, Renditen zu
erwirtschaften, erkléarte der St. Galler Kantonsrat. Zudem wdirden bei einer
Aufkapitalisierung o6ffentlicher Pensionskassen - wie sie der Kanton St. Gallen plane -
noch mehr Negativzinsen anfallen. Im Mai 2018 entschied die WAK-SR einstimmig, der
Standesinitiative keine Folge zu geben, da die Geldpolitik in der Verantwortung der
Nationalbank liege. Damit die Negativzinsen im Stande seien, den Druck auf den
Schweizer Franken zu reduzieren, dirfe es nur so wenige Ausnahmen wie moglich
geben, argumentierte die Kommission. Zudem stelle das weltweite Tiefzinsumfeld eine
grossere Herausforderung fur die Vorsorgeeinrichtungen dar als die Negativzinsen.

Im Mai 2018 behandelte der Stdnderat die Vorlage; Paul Rechsteiner (sp, SG) hatte einen
Antrag auf Folge geben gestellt. Pirmin Bischof (cvp, SO) erklarte als
Kommissionsprasident, dass die WAK-SR die Vorlage ausfuhrlich behandelt habe. Man
habe einen Bericht zur Geldpolitik aus dem Dezember 2016 sowie die Stellungnahme
des Bundesrates zur Motion Kuprecht (Mo. 15.3160) in Betracht gezogen und sei
Uberzeugt, dass ausschliesslich die SNB fur die Geldpolitik verantwortlich sei und sie
diese folglich unabhangig gestalten kénnen miusse. Wie bereits die WAK-SR erklart
hatte, seien zudem die Anlagen kaum von den Negativzinsen betroffen. Hingegen
furchte man den prajudiziellen Charakter einer solchen Entscheidung: Andere
Institutionen, zum Beispiel Lebensversicherungen, kdonnten ebenfalls eine Ausnahme
von den Negativzinsen verlangen. Schliesslich seien die zentrale Bundesverwaltung
sowie die Compenswiss, also der AHV/IV/EO-Ausgleichsfonds, bereits von den
Negativzinsen ausgenommen.

Paul Rechsteiner bedauerte, dass sich die WAK-SR nicht ausflhrlicher mit der
Standesinitiative beschaftigt habe, denn eine Ausnahme der Vorsorgeeinrichtungen
wirde den Wechselkurs nicht beeinflussen und somit dem Zweck der Negativzinsen,
die Anlagen auf dem Schweizer Markt weniger attraktiv zu machen, nicht zuwiderlaufen.
Die ubrigen Redner zeigten ein gewisses Verstandnis fur die Standesinitiative des
Kantons St. Gallen und anerkannten das angesprochene Problem. Wahrend aber Alex
Kuprecht (svp, SZ) um Annahme des Vorstosses bat, sahen Martin Schmid (fdp, GR) und
Hannes Germann (svp, SH) die Losung des Problems woanders: Schuld seien die
Negativzinsen - Germann sprach von einer «schleichenden Enteignung des Volkes» -,
man solle daher keine weiteren Ausnahmen machen, stattdessen solle die SNB die
Negativzinsen so schnell wie moglich abschaffen. Schliesslich sprach sich der Standerat
mit 32 zu 6 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) gegen Folge geben aus.

Nach der WAK-SR und dem Stéanderat empfahl im Mai 2019 auch die WAK-NR mit 16 zu 8
Stimmen bei 1 Enthaltung, der Standesinitiative des Kantons St. Gallen «Befreiung der
Altersvorsorgegelder in der Schweiz von den Negativzinsen der Schweizerischen
Nationalbank» keine Folge zu geben. Da die Nachteile einer solchen Ausnahme,
insbesondere die Schwachung der Schweizer Geldpolitik, ihren Nutzen deutlich
Ubersteigen wirden, sei auf diese Massnahme zu verzichten, erklarte die Kommission
mehrheitlich.

Zur Behandlung der Initiative in der Sommersession 2019 reichte Barbara Gysi (sp, SG)
jedoch einen Antrag auf Folgegeben ein, da die «Nationalbank [...] den Interessen
unserer Bevolkerung dienen [solll» und von einer solchen Regelung Pensionskassen und
AHV und somit letztlich die Bevolkerung profitieren wurden. Im Nationalrat unterlag
Gysi mit 100 zu 58 Stimmen bei 3 Enthaltungen jedoch deutlich. Unterstttzt wurde ihr
Vorschlag von den geschlossen stimmenden Fraktionen der SP und der Grinen sowie
von einer vergleichsweise starken Minderheit der SVP-Fraktion und einzelnen
Mitgliedern der FDP- und der CVP/EVP-Fraktion. ™
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Krankenversicherung

Sechs Jahre nach dem Nationalrat schrieb auch der Stinderat eine Standesinitiative
des Kantons Waadt von 1968 ab, welche die Einfuhrung einer allgemeinen
Krankenversicherung auf Bundesebene angeregt hatte.

Im Sommer beschloss der Bundesrat, bei der Festsetzung des Bundesbeitrags an die
Pramienverbilligungen auch die durchschnittlichen Pramien der Krankenversicherung
in den einzelnen Kantonen einzubeziehen. So sollten nach dem neuen Verteilschliissel
die Kantone Waadt (+17,2 Mio. Fr.), Genf (+15 Mio. Fr.), Zirich (+6,2 Mio. Fr.), Tessin (+2,6
Mio. Fr.) und Baselstadt (+2 Mio. Fr) bedeutend starker unterstitzt werden,
wahrenddem die Subventionen an die Kantone St. Gallen (-8,4 Mio. Fr.), Thurgau (-4,9
Mio. Fr.), Graublnden (-3,7 Mio. Fr.) und Appenzell Innerrhoden (-315'000 Fr.) zum Teil
drastisch gekurzt wirden. Dies rief jene Kantone aus der Ost- und Zentralschweiz auf
den Plan, welche sich seit Jahren durch eine bescheidenere medizinische Infrastruktur
fur eine Eindédmmung der Gesundheitskosten eingesetzt hatten. Ihnen stiess besonders
auf, dass mit dieser Massnahme jene Kantone (BS, GE, ZH) zu den Profiteuren zéhlen,
welche ein besonders hohes Volkseinkommen aufweisen, und die in den vergangenen
Jahren kaum Massnahmen zur Kostendampfung im Gesundheitswesen ergriffen haben.
EIf Ost- und Zentralschweizer Kantone - Schaffhausen (Kt.lv. 96.310), Thurgau (Kt.Iv.
96.306), Graubinden (Kt.lv. 96.308), St. Gallen (Kt.lv. 96.309), beide Appenzell (Kt.Iv.
96.311 und 96.312), Aargau (Kt.lv 96.323), Nidwalden (Kt.lv. 96.318), Glarus (Kt.lv. 96.314),
Schwyz (Kt.lv. 96.319) und Luzern (Kt.lv. 96.324) - beschlossen daraufhin, Uber
Standesinitiativen den Bundesrat zu veranlassen, seinen Entscheid wieder rlickgéngig
zu machen. Im Stéanderat wurde die Abstimmung Uber eine gleichlautende Empfehlung
Schiesser (fdp, GL) bis zur Behandlung der Standesinitiativen aufgeschoben (96.3259). %

Uberwiesen wurden vom Standerat ebenfalls zwei Standesinitiativen der Kantone Genf
und Tessin (Kt. Iv. 96.326), welche fir die Kantone mehr Mitspracherecht bei der
Pramiengestaltung sowie bei der Umsetzung des KVG bis hin zur Kompetenzdelegation
im Bereich der Aufsicht verlangen. Bei der Beratung im Plenum kindigte der
Kommissionssprecher an, dass die SGK gedenke, eine entsprechende parlamentarische
Initiative auszuarbeiten. Der Nationalrat nahm seinerseits ein analoges Postulat
Berberat (sp, NE) an (Po. 96.3573). %

Keine Chance hatte im Sténderat eine Standesinitiative des Kantons Genf, welche
verlangte, die Krankenkassen seien zu verpflichten, gesamtschweizerisch einheitliche
Kostenrechnungen vorzulegen, die insbesondere Auskunft geben sollten Uber die
jahrlichen Kosten je Kanton und Leistungserbringer sowie ihre Reserven pro Kanton
und versicherte Person. Damit sollte insbesondere der Risikoausgleich transparenter
gestaltet werden. Auf fast einstimmigen Antrag seiner Kommission gab der Rat dieser
Initiative keine Folge. %

Im Nachgang an den Ruckzug der Krankenkasse Visana aus der Grundversicherung in
acht Kantonen hatten funf Ostschweizer Kantone (Thurgau, beide Appenzell, Glarus und
Graubinden (Kt. lv. 99.306, 99.310, 00.300, 00.304) bei den eidgendssischen Réaten je
eine gleichlautende Standesinitiative eingereicht. Danach sollte der Versicherer bei
einem Kassenwechsel eines Versicherten die anteiligen Reserven und die durch die
abwandernden Personen nicht beanspruchten anteiligen Riickstellungen dem neuen
Versicherer weitergeben - und zwar riickwirkend ab dem 1. Juli 1998. Das Konkordat
der Krankenversicherer (KSK) sprach sich gegen die Initiativen aus, da sie zu enormen
Zusatzkosten fuhren und kleinere Versicherungen benachteiligen wurden. Der
Standerat folgte einstimmig dieser Einschatzung, verwies auf die im Rahmen der 1.
Teilrevision des KVG bereits gefassten Beschlisse und gab den Standesinitiativen keine
Folge. %
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.10.2003
MARIANNE BENTELI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 04.12.2003
MARIANNE BENTELI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 01.03.2004
FLAVIA CARONI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2004
MARIANNE BENTELI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.06.2006
FLAVIA CARONI

Im Vorjahr hatte der Sténderat eine Standesinitiative des Kantons Jura flr einen
verbesserten Risikoausgleich unter den Krankenkassen angenommen. Auf Antrag einer
rechtsburgerlichen Minderheit wurde diese vom Nationalrat aber mit 86 zu 67 Stimmen
mit dem Argument abgelehnt, eine Ausdehnung des Risikoausgleichs tber die beiden
Kriterien Alter und Geschlecht hinaus wurde diesen kaum noch handhabbar machen.
Auch hier hielt der Standerat am ersten Beschluss fest, da das Begehren jenem
entsprach, das die kleine Kammer in die KVG-Revision aufgenommen hatte. Der
Nationalrat nahm aber ein Postulat seiner SGK an (Po. 02.3643) , das den Bundesrat
einladt, Bericht und Antrag zu einer Neuordnung des Risikoausgleichs vorzulegen. Dabei
sollen insbesondere auch alternative Modelle einbezogen werden (Hochkostenpool flr
Behandlungskosten ab  bestimmter Hoéhe pro Jahr oder flir bestimmte
Personengruppen und Riickversicherung im Rahmen von Arztenetzen). Der Bundesrat
erkléarte in seiner Stellungnahme, der Antrag fur den Bericht zur Neuordnung des
Risikoausgleichs sei im Rahmen des Projekts ,Grundlagen 3. Teilrevision KVG" bereits
erteilt worden; der Hochkostenpool solle bei diesem Bericht jedoch nicht im
Vordergrund stehen. ?*

Ein ebenfalls mehrfach vorgetragenes Anliegen nahm eine Standesinitiative des Kantons
Jura auf, namlich eine umfassende Taggeldversicherung im KVG bei
krankheitsbedingter Arbeitsunfahigkeit, welche den daraus resultierenden Lohn- oder
Verdienstausfall deckt. Die Kommission des Standerates anerkannte zwar, dass die
heutige Regelung unbefriedigend ist, da der Verdienstausfall in der Grundversicherung
nach KVG individuell nur minim versichert werden kann. Da die meisten Arbeitnehmer
aber Uber den Arbeitgeber fur eine gewisse Dauer versichert sind, eine umfassende
Taggeldversicherung also einer Zwangsumverteilung von Personen, die in einem
geregelten Arbeitsverhéltnis stehen, zu Personen, die lediglich Uber eine prekare
Anstellung verfligen, gleichkdme, beantragte sie die Initiative zur Ablehnung. Diese
wurde denn auch diskussionslos verworfen. #°

Gleich wie der Standerat im Vorjahr verwarf auch der Nationalrat eine Standesinitiative
des Kantons Jura (02.305) fur eine zentrale Landeskasse mit einkommensabhangigen
Préamien. Ebenso keine Folge gab er einer Standesinitiativen des Kantons Wallis
(02.307), welche die Ubernahme der Kosten von angeborenen Krankheiten durch die IV
verlangte. Zudem hielt er an seiner Ablehnung einer weiteren Standesinitiative des
Kantons Jura (01.305) fir eine Neuordnung des Risikoausgleichs fest, welche der
Standerat zweimal unterstitzt hatte. 2

Bei einer weiteren Standesinitiative des Kantons Jura, die eine umfassende
Taggeldversicherung im KVG verlangte, welche die Deckung des Lohn- oder
Verdienstausfalls bei krankheitsbedingter Arbeitsunféhigkeit gewéhrleistet, schloss sich
der Nationalrat hingegen wieder dem Standerat an und lehnte sie ab. Da er in diesem
Bereich aber einen gewissen Handlungsbedarf als gegeben erachtete, Uberwies er ein
Postulat seiner SGK, welches den Bundesrat auffordert, die bestehende (minimale)
KVG-Regelung und die Praxis bei den privaten Taggeldversicherungen einer Evaluation
zu unterziehen und allféllige Gesetzgebungsvorschlage entweder im OR, im KVG, im
Versicherungsvertragsgesetz oder im AVIG dem Parlament zu unterbreiten.

Der Nationalrat nahm auch ein Postulat (03.3596) seiner SGK an, welches den Bundesrat
ersucht, das Zusammenspiel zwischen Grund- und Zusatzversicherung zu untersuchen;
bei einer Parlamentarischen Initiative (98.406) Teuscher (gp, BE), die eine
Nichtdiskriminierung der Frauen in den Zusatzversicherungen verlangte, wurde
dagegen die Frist zur Behandlung nicht mehr verlangert und der Vorstoss
abgeschrieben. ¥’

Gleich wie der Standerat 2003, lehnte auch der Nationalrat mit 94 zu 61 Stimmen eine
Standesinitiative des Kantons Tessin ab, die eine Einheitskasse auf Bundesebene, mehr
Transparenz in der Rechnungslegung der Versicherer und den Einbezug der Pramien in
den Landesindex der Konsumentenpreise verlangte. %
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.03.2008
LINDA ROHRER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.02.2010
FLAVIA CARONI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2010
LUZIUS MEYER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2010
FLAVIA CARONI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.06.2011
SEBASTIEN SCHNYDER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.02.2012
FLAVIA CARONI

Eine Standesinitiative des Kantons Genf forderte, dass die medizinisch notwendigen
Transportkosten sowie die Rettungskosten auch von der Krankenversicherung
Ubernommen werden mussen, wie dies bereits im Rahmen der Unfallversicherung der
Fall ist. Die Kommission des Nationalrates beantragte mit 13 zu 10 Stimmen, die
Initiative abzulehnen. Dies, weil sie keinen Bedarf sah fiir eine Anderung, da im Rahmen
der Krankenversicherung Notfalltransporte viel seltener sind als im Rahmen der
Unfallversicherung. Der Standerat hatte die Initiative bereits 2006 mit 23 zu 7 Stimmen
abgelehnt. Auch eine Mehrheit des Nationalrates wollte die Krankenkassen nicht zu
neuen Leistungen verpflichten und lehnte die Standesinitiative ebenfalls ab. ?°

Eine Standesinitiative des Kantons Genf, die einen Maximalbetrag fiir die Reserven der
Krankenversicherer gefordert hatte und der die Kommissionen 2010 Folge gegeben
hatte, wurde nach zweimaliger Fristverlangerung im Frihjahr 2015 vom Nationalrat
abgeschrieben, da ihr Anliegen durch das neue Gesetz zur Aufsicht Uber die soziale
Krankenversicherung erflllt worden war. *°

Die grosse Kammer gab einer Standesinitiative des Kantons Genf mit 85 zu 66 Stimmen
Folge. Die Initiative verlangt eine Anderung des Krankenversicherungsgesetzes, damit
kiinftig die Reserven flr jeden Kanton, in welchem die Versicherer die obligatorische
Krankenversicherung betreiben, separat gebildet werden. Die Kommission des
Nationalrates hatte mit 10 zu 8 Stimmen bei 3 Enthaltungen beantragt, der Initiative
keine Folge zu geben. Die Kommissionsmehrheit betonte jedoch, dass die Ablehnung
der Standesinitiative nicht bedeute, dass die Kommissionsmehrheit im Bereich der
Reservebildung keinen Handlungsbedarf sehe. Eine Motion der Kommission des
Nationalrates (Mo. 10.3887) zielte in eine ahnliche Richtung wie die oben erwéhnte
Standesinitiative und wurde von der grossen Kammer ebenfalls angenommen. Sie
beauftragte den Bundesrat bezlglich der Reservepolitik der Krankenversicherer
zeitgerecht eine Gesetzesrevision vorzulegen, mit der Zielsetzung, dass Uberhohte
Reserven in einem Kanton abgebaut werden, dass ein Modus und Zeitplan fir die
Anpassung der kalkulatorischen kantonalen Reservequoten geschaffen wird, und dass
verhindert wird, dass die Krankenversicherer willkirlich Reserven auf die Kantone
verteilen und die Transparenz erhéht wird. ¥

Der Nationalrat schloss sich in der Sommersession diskussionslos dem Urteil des
Standerats aus dem Jahr 2010 an, einer Standesinitiative des Kantons Genf aus dem
Jahr 2009 zur Staffelung des Reserveausgleichs der Krankenversicherer keine Folge zu
geben. ¥

Certains cantons ont souhaité mettre en place des listes noires interdisant aux
personnes ne payant plus leurs primes d’assurance d’avoir accés aux soins sauf en cas
d’urgence. Ces propositions font suite a I'obligation pour les cantons de couvrir 85%
des primes maladies impayées des 2012. I s’agit notamment des cantons d’Argovie, des
Grisons, de Lucerne, de Saint-Gall et de Schwytz. *°

Bereits im Vorjahr war von einigen Kantonen die Forderung laut geworden, schwarze
Listen fiir sdumige Pramienzahler zu schaffen und die betreffenden Personen nur noch
in medizinischen Notfédllen behandeln zu lassen. Der Kanton Aargau hatte eine
Standesinitiative lanciert, welche durch eine Anderung des KVG die Erfilllung der
Versicherungspflicht nicht nur an den Abschluss eines Versicherungsvertrages, sondern
auch an die Bezahlung der Versicherungspramien knUpfen will. Da zu Beginn des
Berichtsjahres jene umstrittene Anderung des KVG in Kraft trat, die bei nicht bezahlten
Pramien eine Kostenlbernahme von 85% durch die Kantone beinhaltet und die auch
Bestimmungen enthélt, welche entsprechende schwarze Listen flr den Gebrauch von
Leistungserbringern sowie Kantonen und Gemeinden erlauben, war das Anliegen des
Kantons Aargau nach Ansicht der Rate erfullt. Der Standesinitiative wurde entsprechend
nicht Folge gegeben. 3
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 26.09.2012
FLAVIA CARONI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2014
FLAVIA CARONI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.03.2015
FLAVIA CARONI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.06.2015
FLAVIA CARONI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2015
FLAVIA CARONI

Der Nationalrat hatte 2010 einer Standesinitiative des Kantons Genf Folge gegeben,
welche eine Anderung des Krankenversicherungsgesetzes verlangt, damit kiinftig die
Reserven der Versicherer kantonal getrennt gebildet werden. Im Berichtsjahr beschloss
der Standerat eine Fristverlangerung bis zur Herbstsession 2014. 3

Eine Standesinitiative des Kantons Genf zur kantonal separaten Reservebildung von
Krankenkassen, der der Nationalrat 2010 Folge gegeben hatte, wurde nach zweimaliger
Fristverlangerung im Frihjahr 2015 vom Standerat abgeschrieben, da ihr Anliegen durch
das neue Gesetz zur Aufsicht Uber die soziale Krankenversicherung erfillt worden
war. *

Eine Standesinitiative des Kantons Tessin hatte eine Anderung des
Krankenversicherungsgesetzes bezlglich Pramiengenehmigung und kantonaler
Pramienh6he angestrebt. Der Standerat beschloss in der Frihjahrssession 2015, dem
Begehren keine Folge zu geben, da dessen wichtigste Forderungen mittlerweile durch
das im Herbst 2014 verabschiedete neue Aufsichtsgesetz erflllt seien. Dies hatten auch
die zustdndigen Personen aus dem Kanton Tessin bestatigt, so der
Kommissionssprecher. *

Eine Standesinitiative des Kantons Thurgau verlangte, das Krankenversicherungsgesetz
so zu erganzen, dass die Kantone die Kompetenz erhalten, pflegebediirftigen Personen
mit hohem Einkommen oder Vermégen keine oder nur reduzierte Leistungen aus der
Restfinanzierung fur medizinische Leistungen in Pflegeheimen auszuzahlen. Zudem soll
der vom Bundesrat festgesetzte hochste Pflegebeitrag in Zukunft regelmassig an die
tatsachlichen - steigenden - Pflegekosten angepasst werden. Der Ostschweizer Kanton
begriindete seine Forderung mit den hohen Kosten, welche den Gemeindekassen und
der Kantonskasse durch die Restfinanzierung von Pflegekosten anfallen. Diese
funktioniere nach dem Giesskannenprinzip. Ohne eine Anpassung des maximalen
Pflegebeitrags an die steigenden tatséchlichen Kosten nehme zudem der Anteil der
offentlichen Hand an der Pflegefinanzierung laufend zu. Die Kommission des
Standerates empfahl, der Initiative keine Folge zu geben. Die Kommissionssprecherin
argumentierte, die Leistungen der obligatorischen Krankenversicherung stiinden allen
Versicherten offen, unabhangig von deren Einkommens- oder Vermogenslage. Mit der
Restfinanzierung werden nur medizinische Leistungen abgedeckt, nicht jedoch
Hotellerie- oder Betreuungsleistungen. Die Mitfinanzierung medizinischer Leistungen
durch die 6ffentliche Hand, namentlich im Spitalbereich, sei im System fest verankert
und wurde durch Steuereinnahmen abgedeckt, zu welchen namentlich vermdégende
Einwohnerinnen und Einwohner stark beitragen. Bezlglich der Anpassung der
Pflegebeitrage an die Pflegekosten seien derzeit Abklarungen des BAG im Gange, womit
eine allfallige Anpassung bereits angestossen sei. Der Rat folgte diesem Votum und gab
der Standesinitiative keine Folge. %

Die kleine Kammer behandelte in der Wintersession 2015 eine Standesinitiative des
Kantons Jura, welche den Kantonen das Recht einrdumen wollte, eigene Einheitskassen
fiir die Krankenversicherung einzurichten. Zuvor hatten beide Kommissionen fir
Gesundheit und Soziales dem Anliegen ihre Zustimmung verwehrt. In der gleichen
Debatte wurde auch Uber eine Standesinitiative des Kantons Genf, welche ein sehr
ahnliches Anliegen vertrat und in den Kommissionen ebenfalls abgelehnt worden war,
befunden. Eine Minderheit Stockli (sp, BE) der SGK-SR beantragte, beiden Anliegen
Folge zu geben. Die Beflrworterseite betonte, angesichts der Vehemenz, mit der sich
die westschweizer Kantone flr eine Systemanderung einsetzten und der breiten
Unterstltzung, die entsprechende Anliegen erhalten - die Standesinitiative des Kantons
Jura war aufgrund einer kantonalen Volksinitiative entstanden -, bestehe
Handlungsbedarf. Gemass Auskunft des BAG sei zur Umsetzung des Vorstosses keine
Verfassungsanderung notwendig, so der Minderheitssprecher. Deshalb gelte es, den
Kantonen die entsprechende Wahlfreiheit zu gewéhren. Die Gegnerseite bestritt einen
Handlungsbedarf und wies auf das deutliche Abstimmungsergebnis bei der
Volksinitiative "fir eine 6ffentliche Krankenkasse" im Jahr 2014 hin. Beide Seiten griffen
zudem Argumente flr und gegen eine soziale Einheitskasse wieder auf, welche bereits
im besagten Abstimmungskampf verwendet worden waren. Schlussendlich sprachen
sich 9 Standeratinnen und Sténderate fur die Standesinitiative aus, 28 dagegen, 4

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2015
FLAVIA CARONI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2015
FLAVIA CARONI

enthielten sich ihrer Stimme. **

Nachdem beide Kommissionen flr soziale Sicherheit und Gesundheit einer
Standesinitiative des Kantons Genf zur Erméglichung kantonaler Einheitskassen keine
Folge gegeben hatten, beugte sich in der Wintersession 2015 der Standerat Uber das
Geschaft. Gleichzeitig behandelte er eine Standesinitiative des Kantons Jura, welche
ein ahnliches Anliegen aufgriff. Der Kanton Genf hatte in der Begriindung zu seinem
Vorstoss angegeben, die Abstimmung im Herbst 2014 Uber die Volksinitiative .fur eine
offentliche Krankenkasse" habe einmal mehr gezeigt, dass die Stimmenden in den
Westschweizer Kantonen die Schaffung einer Einheitskasse fir die obligatorische
Krankenpflegeversicherung beflirworten wirden. Das aktuelle System weise zahlreiche
Schwéchen aus, und eine Verbesserung sei kaum abzusehen. Zudem seien die
Genferinnen und Genfer von diesen Schwachen Uberproportional betroffen, da sie in
der Vergangenheit zu hohe Pramien bezahlt hatten, welche nun nur teilweise
ruckerstattet wirden. Die allgemeine Unzufriedenheit Genfs mit dem
Krankenversicherungssystem lasst sich an dem Umstand ablesen, dass die vorliegende
Initiative sich in eine Reihe weiterer Standesinitiativen des Kantons zum Thema einflgt.
Eine Minderheit Stockli (sp, BE) der vorberatenden Kommission beantragte, der
Standesinitiative Folge zu geben. Der Minderheitssprecher fuhrte aus, der Kanton Genf
fordere nicht eine Offentliche Krankenkasse auf kantonalem Gebiet, jedoch eine
einheitliche Kasse, welche auch privatrechtlich organisiert sein kénnte, jedoch mehr
Steuermaglichkeiten zulassen wiirde. Gemass Auskunft des BAG sei zur Umsetzung des
Vorstosses keine Verfassungsédnderung notwendig. Deshalb gelte es, den Kantonen die
entsprechende Wahlfreiheit zu gewahren. Die Standesvertreterin des Kantons Genf
betonte, die Standesinitiative gehe auf einen einstimmigen Entscheid der
Kantonsregierung zurtick und sei damit keineswegs ein linker Vorstoss. Vertreter der
Kommissionsmehrheit argumentierten dagegen, in der Sache bestehe kein
Handlungsbedarf. Der beabsichtigte Systemwechsel sei erst kurz zuvor deutlich
abgelehnt worden. Zudem wirde die Einrichtung kantonaler Einheitskassen dazu
flhren, dass in der Schweiz zwei verschiedene Systeme parallel existieren, was eine
Ungleichbehandlung der Versicherten zur Folge habe. Sowohl auf Beflrworter- als auch
auf Gegnerseite wurden zudem Argumentationslinien wieder aufgegriffen, welche sich
auf Kosten und Nutzen eines Einheitskassensystems beziehen und bereits in der
Debatte Uber die Volksinitiative ,fir eine 6ffentliche Krankenkasse" verwendet worden
waren. Schlussendlich stimmten 9 Stédnderatsmitglieder fur die Standesinitiative, 28
dagegen, 4 enthielten sich der Stimme. *°

Der Stédnderat behandelte eine Standesinitiative des Kantons Genf, welche fir die
Krankenpflegeversicherung eine Trennung von Grund- und Privatversicherung
erreichen wollte. Konkret sollte es den Anbietern in der sozialen Grundversicherung
verboten werden, Zusatzversicherungen oder andere private Versicherungen wie
Lebens- oder Haftpflichtversicherungen anzubieten. Begrindet wurde das Anliegen
unter anderem mit der Ablehnung der Initiative flr eine &ffentliche Krankenkasse im
September 2014. Die SGK-SR empfahl, dem Kantonsanliegen keine Folge zu geben. Eine
Minderheit Maury Pasquier (sp, GE) sprach sich fir Folge geben aus. Der
Mehrheitssprecher berichtete, die Kommission habe anlasslich einer in Genf
abgehalteten Sitzung eine Delegation des Kantons Genf zum Thema angehort. Man sehe
keinen Handlungsbedarf, denn ein inhaltlich identisches Anliegen sei erst wenige
Monate zuvor durch den Rat abgelehnt worden. Auch beim Volk habe die Forderung
keinen Ruckhalt. Die Minderheitssprecherin hielt entgegen, trotz des neuen
Aufsichtsgesetzes Uber die soziale Krankenversicherung habe die Thematik nicht
zufriedenstellend geldst werden kénnen. Solange in denselben Unternehmen dieselben
Angestellten unter Verwendung derselben Akten sowohl die Grund- als auch die
Zusatzversicherung von Versicherten durchfihrten, werde es immer zu einer
unerwlinschten Risikoselektion kommen. Die Vermischung von Grund- und
Zusatzversicherung sei zwar typisch schweizerisch, stelle aber eine Bremse fur
Verbesserungen im Gesundheitswesen dar. Die Minderheitsposition unterlag im Rat mit
10 zu 28 Stimmen bei 3 Enthaltungen. *
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 10.12.2015
FLAVIA CARONI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
ANJA HEIDELBERGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
FLAVIA CARONI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.03.2016
FLAVIA CARONI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.03.2016
FLAVIA CARONI

Im Marz 2015 hatte der Kanton Genf eine Standesinitiative eingereicht, in der er die
Errichtung eines Eidgendssischen Fonds fiir die Krankenversicherungsreserven
forderte. In diesem Fonds sollten die Reserven aller Krankenversicherungen aus allen
Kantonen zentralisiert und von einer 6ffentlich-rechtlichen Stiftung verwaltet werden.
Als Begrindung fuhrte der Kanton Genf das Nein zur Einheitskassen-Initiative im Jahr
2014 sowie die Diskussion tber die zu hohen Pramien in den Kantonen Genf, Waadt und
Zurich an, welche lediglich teilweise rickerstattet werden sollen. In der Wintersession
2015 hatte der Standerat lber den Vorstoss zu befinden. Die SGK-SR beantragte
einstimmig mit drei Enthaltungen, keine Folge zu geben. Ein gemeinsamer Fonds
schaffe fur die einzelnen Versicherer einen Anreiz, zu hohe Risiken auf sich zu nehmen
oder zu tiefe Prdmien anzusetzen und keine Reserven mehr zu bilden, so die
Begrindung, was insgesamt zu einem grossen Systemrisiko fihren wirde. Der Rat folgte
seiner Kommission ohne Debatte. *?

Im Mérz 2016 entschied sich auch der Nationalrat deutlich mit 117 zu 54 Stimmen (bei 1
Enthaltung) auf Empfehlung der SGK-NR, der Standesinitiative des Kantons Tessin flr
eine Neuregelung des Verfahrens zu Pramiengenehmigung keine Folge zu geben. Die
Kommission begrindete ihre Entscheidung - gleich wie der Erstrat - damit, dass die
Anliegen der Initiative bereits im neuen Aufsichtsgesetz umgesetzt worden seien. Eine
Kommissionsminderheit Carobbio Guscetti (sp, Tl) hatte erfolglos auf Folge geben
pladiert, da dies eine vertiefte Diskussion tber den Abbau von tbermassigen Reserven
ermoglichen hatte. *°

Die grosse Kammer behandelte in der Frihlingssession 2016 als Zweitrat eine
Standesinitiative des Kantons Jura zur Einrichtung kantonaler sozialer Einheitskassen.
Uber eine Standesinitiative des Kantons Genf und eine parlamentarische Initiative der
grunen Fraktion, welche beide sehr &hnliche Anliegen vertraten, wurde zeitgleich
entschieden. Die Kommissionsmehrheit beantragte, der Standesinitiative keine Folge zu
geben, eine Minderheit Gysi (sp, SG) war fir Folge geben. Wiederum war die
Argumentation é@hnlich wie im Erstrat und wie anlésslich der Abstimmungskampagne zur
Volksinitiative .fur eine offentliche Krankenkasse". Auf Gegnerseite wurde zudem
betont, kantonale Einheitskassen wuirden ein Parallelsystem zum aktuell in allen
Kantonen existierenden Wettbewerbssystem schaffen, was den gesamtschweizerischen
Grundlagen und Prinzipien in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung
widerspreche. Letztlich sprachen sich die SP- und die griine Fraktion geschlossen fur,
die anderen Fraktionen annédhernd geschlossen gegen den Vorstoss aus, was ein
Stimmenverhéltnis von 53 zu 120 gegen die Initiative ergab. **

In der Frihlingssession 2016 gelangte die Standesinitiative des Kantons Genf zur
Ermoglichung kantonaler Einheitskassen ins Plenum des Nationalrates, wo sie
gleichzeitig mit zwei &hnlich lautenden Vorstéssen behandelt wurde: Einer
Standesinitiative des Kantons Jura und einer parlamentarischen Initiative der grinen
Fraktion. Die vorgebrachten Argumente entsprachen weitgehend jenen im Erstrat.
Zuséatzlich wurde kritisiert, es sei nicht angezeigt, ein kantonales Parallelsystem zum
schweizweit geltenden aktuellen System zu schaffen. Letztlich erhielt der Vorstoss nur
die Unterstitzung der SP- und der grinen Fraktion und scheiterte mit 121 zu 52
Stimmen bei einer Enthaltung. *

In der Fruhjahrssession gelangte die Standesinitiative des Kantons Genf flr eine
Trennung von Grund- und Privatversicherung im Gesundheitsbereich in den
Nationalrat. Die SGK-NR empfahl dem Plenum, dem Kantonsanliegen keine Folge zu
geben. Eine linke Minderheit Steiert (sp, FR) setzte sich fir Folge geben ein. Nebst den
bereits zuvor im Nationalrat prasentierten Argumenten brachte die Gegnerschaft weiter
ein, die Standesinitiative enthalte viele Unklarheiten. So sei der Umgang mit
Holdingstrukturen, in denen Grund- und Privatversicherung in rechtlich getrennten
Einheiten abgewickelt werden, offen. Mit 109 zu 77 Stimmen bei 3 Enthaltungen
obsiegte die Kommissionsmehrheit, womit der Vorstoss vom Tisch war. SP und Grine
stimmten flr den Antrag der Minderheit, die birgerlichen Mitte- und Mitte-Rechts-
Parteien flr jenen der Mehrheit, die SVP war fast halftig gespalten. *°
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.09.2016
FLAVIA CARONI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.09.2016
FLAVIA CARONI

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2016
ANJA HEIDELBERGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2016
ANJA HEIDELBERGER

Ohne Diskussion folgte der Nationalrat in der Herbstsession 2016 seiner Kommission
und dem Entscheid des Stédnderates aus dem Vorjahr, einer Standesinitiative des
Kantons Genf fir einen eidgendéssischen Fonds fiir die Krankenversicherungsreserven
keine Folge zu geben.

Der Nationalrat folgte in der Herbstsession 2016 dem Standerat und der einstimmigen
Empfehlung seiner eigenen Kommission fur Gesundheit und Soziales darin, einer
Standesinitiative des Kantons Thurgau bezlglich der Restfinanzierung von
Pflegeleistungen keine Folge zu geben. Im betroffenen Bereich bestehe kein
Handlungsbedarf, so die Argumentation. *

Im Februar 2016 reichte der Kanton Tessin eine dringliche Standesinitiative ein, welche
die Beibehaltung des Zulassungsstopps fiir neue Arztpraxen, der am 30. Juni 2016
auslaufen wurde, zum Ziel hatte. Gerade in Grenzregionen wie dem Tessin sei der
Zulassungsstopp ein unerlassliches Mittel, um den Zustrom von Arztinnen und Arzten
einzugrenzen. Man misse bedenken, dass die Auswirkungen der Aufhebung nicht in
allen Kantonen gleich seien. Im Tessin habe die Anzahl Arztinnen und Arzte nach der
Aufhebung des Zulassungsstopps 2011 massiv zugenommen; etwa zwei Drittel aller
Arztinnen und Arzte seien nun bereits auslandische Staatsangehérige.

Als der Nationalrat die Standesinitiative in der Herbstsession 2016 behandelte, hatte
sich das Parlament bereits fur eine dringliche Verlangerung des entsprechenden KVG-
Artikels und somit fur eine Verlangerung des Zulassungsstopps ausgesprochen. Folglich
lehnten sowohl National- als auch Stéanderat die Standesinitiative stillschweigend ab. *

Mit einer grossen Mehrheit von 137 zu 9 Stimmen hatte der Grosse Rat des Kantons Bern
im Frihling 2015 entschieden, den Bundesrat mit einer Standesinitiative zu
beauftragen, im Rahmen der Wirkungsanalyse der Spitalfinanzierung zu tberprtfen,
welche Kantone Investitionen und gemeinwirtschaftliche Leistungen ihrer
Leistungserbringenden mit Steuergeldern finanzierten. Letzteres sei geméss KVG nicht
erlaubt, komme aber dennoch vor und bringe Wettbewerbsvorteile fur die
Leistungserbringer der entsprechenden Kantone mit sich, erklarte der Grosse Rat seine
Initiative. Zur Berechnung der OKP-Tarife wirden diejenigen Spitaler als Referenz
gelten, welche die Leistungen qualitativ gut und glnstig erledigten. Der Kanton Bern
habe keine Mdglichkeit, seine zahlreichen Spitaler mit Steuergeldern zu unterstitzen
und sei deshalb gegenlber anderen Kantonen im Nachteil.

Nach Anhoérung einer Vertretung des Initiativkantons Anfang 2016 entschied die SGK-SR,
eine Machbarkeitsstudie zur «Finanzierung von Investitionen und
gemeinwirtschaftlichen Leistungen von Spitélern» abzuwarten. Diese erlaubte es ihr im
Sommer 2016 festzustellen, dass sich die Transparenz bezuglich der entsprechenden
Finanzierung zwar verbessert habe, die Daten aber noch immer keine kantonalen oder
zeitlichen Vergleiche erlaubten. Daher nahm sie das Anliegen in ihre Motion
«Transparenz bei der Spitalfinanzierung durch die Kantone (Mo. 16.3623)» auf, im
Rahmen welcher die direkten und indirekten Subventionen der Kantone an ihre
Leistungserbringer untersucht werden sollen. Einen gesetzgeberischen
Handlungsbedarfs machte die Kommission jedoch nicht aus und beantragte daher
einstimmig, der Standesinitiative keine Folge zu geben.

Der Stéanderat behandelte die Standesinitiative zusammen mit der entsprechenden
Motion der SGK-SR in der Herbstsession 2016. Gesundheitsminister Berset erklérte die
ablehnende Haltung des Bundesrates gegenlber der Motion: Erstens handle es sich
dabei eigentlich um ein Postulat. Dieses fordere einen Bericht, obwohl die
Machbarkeitsstudie gezeigt habe, dass die entsprechenden Daten im Moment nicht
vorhanden seien. Rlckwirkend kénnten die entsprechenden Daten kaum noch
zusammengetragen werden. Stattdessen konne man prifen, ob solche Zahlen zukUnftig
erhoben werden sollen; dies falle aber eigentlich in die Zustéandigkeit der Kantone. Der
Bundesrat unterstutze daher lieber die diesbezlglichen Bemihungen der Kantone, da
dies erfolgsversprechender sei als der vorliegende Vorstoss. Diese Argumentation
Uberzeugte die kleine Kammer nicht, sie nahm die Motion ihrer SGK an und lehnte die
bernische Standesinitiative stillschweigend ab.

Im November 2016 beschaftigte sich die SGK-NR mit der Standesinitiative des Kantons
Bern und empfahl ihrem Rat mit 19 zu O Stimmen (bei einer Enthaltung), der Lésung
ihrer Schwesterkommission zuzustimmen, das Anliegen in einer Kommissionsmotion
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 28.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

fortzufUhren und der Standesinitiative keine Folge zu geben. Stillschweigend folgte der
Nationalrat in der Wintersession 2016 dem Antrag seiner Kommission. ®

Vollstreckung der Pramienzahlungspflicht der Versicherten (Kt.lv. 16.312)

Im Jahr 2016 forderte der Kanton Thurgau in einer Standesinitiative mehr
Einflussmoglichkeiten der Kantone bei der Vollstreckung der Pramienzahlungspflicht.
Bisher mussten die Kantone den Versicherungen beim Nachweis von Verlustscheinen
durch nicht bezahlte Krankenkassenpramien 85 Prozent der Kosten erstatten, ohne
Einflussmoglichkeiten auf die Eintreibung der Schulden zu haben. Nach Begleichung der
Schulden durch die Versicherten erhielten sie tGberdies nur 50 Prozent des Geldes von
den Versicherungen zurlick. Neu sollen die Kantone stattdessen den Versicherungen 90
Prozent der Kosten bezahlen kénnen, daflr aber die Verlustscheine erhalten und somit
Glaubiger werden. Im Marz 2017 und Januar 2018 gaben die Kommissionen der Initiative
Folge. Die Vernehmlassungsvorlage der SGK-SR wurde um die Forderung erganzt,
wonach Eltern auch nach Erreichen der Volljahrigkeit ihrer Kinder fur ausstehende
Préamien haftbar bleiben sollen. Zudem sollte die Méglichkeit fur die Kantone, Listen
sdumiger Pramienzahlenden zu erstellen, gestrichen werden - dieser Punkt fand jedoch
im Parlament keine Mehrheit. Die Ubrigen Massnahmen hiessen beide Kammern gut.
Zudem schufen sie eine Moglichkeit, die Arbeitgebenden dazu zu verpflichten, einen
Teil der Lohne in der Hohe der laufenden Pramien- und Kostenbeteiligungsforderungen
an das zustandige Amt zu Uberweisen.

Chronologie

Kommissionen entscheiden auf Folgegeben
Fristverlangerung durch den Standerat
Vernehmlassung zum Entwurf

Der Entwurf der SGK-SR

Standeratliche Erstberatung

Der Nationalrat schafft Differenzen
Differenzbereinigung und Schlussabstimmungen

In einer Standesinitiative beantragte der Kanton Thurgau eine Anderung des KVG
bezlglich der Vollstreckung der Pramienzahlungspflicht der Versicherten. Bisher
muissen Kantone beim Nachweis von Verlustscheinen durch nicht bezahlte
Krankenkassenprémien den Versicherern 85 Prozent der Kosten erstatten, erhalten
nach der Begleichung der Schulden durch die Versicherten jedoch nur 50 Prozent des
Geldes von den Versicherern zurlck. Dadurch dass die Verlustscheine bei den
Versicherern verbleiben - die Uberdies nicht zur Bewirtschaftung der Forderungen
verpflichtet sind -, kénnen die Kantone die Eintreibung der Gelder nicht beeinflussen.
Entsprechend liegt der Anteil Rickerstattungen gemass GDK lediglich bei 0.55 Prozent.
Der Kanton Thurgau schlug daher vor, dass die Kantone in Zukunft entweder das
bisherige Verfahren mit einer Ubernahme von 85 Prozent wahlen kénnen oder dass sie
stattdessen den Versicherern 90 Prozent der Forderungen bezahlen und von diesen
daflr zusatzlich den Verlustschein oder gleichwertige Rechtstitel zur Bewirtschaftung
erhalten. Die Entscheidung zur Einreichung der Standesinitiative war im Thurgauer
Grossen Rat einstimmig mit 117 zu O Stimmen verabschiedet worden, was geméass dem
SVP-Kantonsparlamentarier Kurt Baumann .ein starkes Signal nach Bern” darstelle. Die
Initiative war vom Verband Thurgauer Gemeinden initiiert worden, da der Kanton
Thurgau als einziger die Kosten der unbezahlten Krankenkassenpramien den
Gemeinden auferlegt.

Im Mérz 2017 gab die SGK-SR nach Kenntnisnahme einer Stellungnahme der GDK der
Standesinitiative mit 6 zu O Stimmen (bei 5 Enthaltungen) Folge, im Januar 2018 folgte
ihre Schwesterkommission mit 16 zu 6 Stimmen (bei einer Enthaltung). *
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 14.06.2018
ANJA HEIDELBERGER

Eine gerechte Verwaltung der KVG-Reserven strebte der Kanton Genf im April 2017 mit
einer Standesinitiative an, die zuvor im Grossen Rat einstimmig angenommen worden
war. Demnach sollte der Anteil Reserven einer versicherten Person bei einem
Krankenkassenwechsel an die neue Krankenkasse Uberwiesen und zusatzlich zum
gesetzlichen Minimal- auch ein Maximalbetrag bei den Reserven definiert werden. Der
Kanton Genf kritisierte insbesondere, dass bei der Pramienberechnung die Kosten
eines Kantons berlcksichtigt wirden, bei den Reserven jedoch nicht. Dies erlaube es
den Krankenkassen, .die Uberschissigen Reserven gewisser Kantone zum Ausgleich der
fehlenden Reserven in anderen Kantonen zu nutzen.” Die Debatte zum Anstieg der
Krankenkassenprémien war zu dem Zeitpunkt im Kanton Genf besonders virulent, da
der Kanton schweizweit die zweithdchsten Prémien aufwies (nach Basel-Stadt) und
diese flrs Jahr 2017 erneut um 5.7 Prozent angestiegen waren. Bereits im September
2016 hatte der Genfer Regierungsrat Mauro Poggia erklart, dass das BAG hatte
Uberprifen sollen, ob die Pramien fir die Solvenzsicherung der Kassen ausreichen
wirden. Stattdessen habe es einen starkeren Prdmienanstieg veranlasst, als von den
Krankenkassen gefordert worden war. Die Genfer seien aber nicht dafur verantwortlich,
dass die Reserven der Krankenkassen geschmolzen sind, da ihre Préamien - zusammen
mit denjenigen von acht anderen Kantonen - zwischen 1996 und 2013 starker
angestiegen seien als ihre Kosten. Die Standesinitiative sollte somit dazu dienen, diesen
gemass Poggia ungerechtfertigt grossen Anteil, den die Genfer an die Reservenbildung
zahlen mussen, zuklnftig zu reduzieren.

Die SGK-SR verwies in ihrem Kommissionsbericht auf friihere, dhnliche Vorschlage (z.B.
Mo. 08.3737, Kt.lv. 09.320, BRG 12.026) sowie auf die unterschiedlichen Logiken von
Pramien und Reserven: Der Sinn von Reserven sei es, die Zahlungsfahigkeit eines
Krankenversicherers insgesamt aufrechtzuerhalten, wéhrend die Prémien die kantonal
unterschiedlichen Kosten decken mussten. Zudem bestehe kein persdnliches
Deckungskapital, das bei einem Krankenkassenwechsel mitgenommen werden koénnte.
Um es zu erstellen, mussten die Krankenkassen eine aufwandige und komplexe
individuelle Kontoflihrung einrichten. Dieser Systemwechsel wirde aber neue Probleme
bezlglich der Risikoselektion schaffen, da insbesondere gute Risiken die Kassen
wechselten. Geméass SGK-SR reiche die Beméachtigung des BAG aus, Pramien nicht zu
genehmigen, die ,unangemessen hoch Uber den Kosten liegen oder zu Uberméssigen
Reserven fuhren™. Folglich lehnte sie die Standesinitiative mit 9 zu O Stimmen ab. Diese
Position verdeutlichte Alex Kuprecht (svp, SZ) auch in der Stdnderatsdebatte. Liliane
Maury Pasquier (sp, GE) beschrieb jedoch noch einmal die Problematik aus Genfer
Sicht: Es kdénne nicht sein, dass einige Krankenversicherer mehr als dreimal so hohe
Reserven aufwiesen, als zur Wahrung der finanziellen Sicherheit notwendig waren,
wenn gleichzeitig in einigen Kantonen der Pramienanstieg deutlich grosser sei als der
Anstieg der Gesundheitskosten. Da sie jedoch nicht an der Kommissionssitzung habe
teilnehmen kdnnen und der Vorstoss kaum Unterstitzung in der Kommission erfahren
habe, verzichte sie auf einen Antrag auf Folge geben. Die kleine Kammer folgte der
Standesinitiative entsprechend nicht.

Ahnlich wie zuvor der Kanton Genf forderte der Kanton Jura im November 2017 in einer
Standesinitiative, dass bei einem Kassenwechsel die Reserven, die beim alten
Versicherer gebildet worden sind, zum neuen Krankenversicherer transferiert werden.
Dass aktuell bei jedem Krankenkassenwechsel neue Reserven gebildet werden mussten,
sei mitverantwortlich fir die standigen Pramienerhdhungen. Durch eine Ubertragung
der Reserven kénne dieser Kostenfaktor reduziert werden. Wie bereits bei der Genfer
Standesinitiative erklarte die SGK-SR, dass die Reserven nicht auf einzelne Versicherte
aufgeteilt werden kénnten. Daflr musste das ganze System umgestaltet werden, was
grosse Kosten und neue Méglichkeiten zur Risikoselektion nach sich ziehen wirde. Mit
9 zu 1 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) empfahl die Kommission, der Initiative keine Folge
zu geben. Diesem Antrag kam der Stéanderat in der Sommersession 2018 stillschweigend
nach. In der Herbstsession 2018 entschied auch der Nationalrat, der Standesinitiative
aus dem Kanton Jura mit 129 zu 59 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und derjenigen aus Genf
mit 130 zu 58 Stimmen keine Folge zu geben. **
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STANDESINITIATIVE
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STANDESINITIATIVE
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ANJA HEIDELBERGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 04.12.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im Juli 2018 behandelte die SGK-NR die Standesinitiative des Kantons Genf flr eine
gerechte Verwaltung der KVG-Reserven zusammen mit der Standesinitiative des
Kantons Jura, die ein ahnliches Anliegen verfolgte (St. Iv. 17.319). Die Kommission
beantragte mit 16 zu 4 Stimmen (bei 3 Enthaltungen), der Initiative keine Folge zu
geben. Bundesrat und Parlament hatten dem Anliegen der Standesinitiative bereits
gentugend Rechnung getragen, indem das BAG angehalten sei, die Pramientarife der
Krankenversicherer nicht zu genehmigen, wenn diese zu stark Gber den Kosten liegen
oder zu Reserven  fihren wirden, erklarte die Kommission.  Eine
Kommissionsminderheit Gysi (sp, SG) argumentierte hingegen, dass die zahlreichen
Vorstésse zu diesem Thema auf eine Unzufriedenheit hinwiesen, die durch das
undurchsichtige System mit zu vielen Versicherern entstehe. Dagegen helfe eine
«radikale Verschlankung des Systems», erklarte die Minderheit.

In der Herbstsession 2018 behandelte die grosse Kammer die beiden Standesinitiativen.
Dabei folgte der Rat der Argumentation der Minderheit nicht, wonach die Initiativen
angenommen werden mussten, damit das Problem angegangen werden kénne, und gab
der Standesinitiative des Kantons Genf mit 130 zu 58 Stimmen und derjenigen des
Kantons Jura mit 129 zu 59 Stimmen (bei 1 Enthaltung) keine Folge. *

Im Méarz 2018 reichte der St. Galler Kantonsrat eine Standesinitiative ein, die ein Verbot
von Provisionszahlungen fiir Wechsel der Grundversicherung zum Ziel hatte.
Krankenkassen gaben geméss einer Studie Hunderte von Millionen Schweizerfranken
pro Jahr an Provisionen fur OKP-Abschlisse aus, begrindete der Kantonsrat seinen
Vorstoss. Diese Kosten mussten die Versicherten durch die Pramien tragen. Da viele
Krankenkassen die Branchenldsung von Santésuisse, welche die Provisionen auf CHF 50
pro OKP-Abschluss beschrankt, nicht unterzeichnet héatten oder sich nicht daran
hielten, sei ein Verbot notig.

Im Oktober 2018 beantragte die SGK-SR mit 11 zu 1 Stimmen, der Initiative keine Folge zu
geben. Obwohl die Kommission den Handlungsbedarf anerkannte, ging ihr ein
ganzliches Verbot zu weit. Stattdessen bevorzugte sie eine allgemeinverbindliche
Selbstregulierung der Branche mit wirksamen Sanktionen und reichte in der Folge eine
entsprechende Motion (Mo. 18.4091) ein.

In der Wintersession 2018 behandelte der Standerat die Standesinitiative zusammen
mit der Motion der SGK-SR und einer Motion von Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; Mo.
17.3956), die zuklnftig «unverhéltnismassige» Ausgaben flr Vermittlungsprovisionen
verhindern wollte. Wie von der Kommission empfohlen gab der Standerat der
Standesinitiative keine Folge, da sie ihm zu weit ging. Stattdessen sprach sich der Rat
fur die in der Kommissionsmotion enthaltene Selbstregulierungslésung aus. %

Der Kanton Jura wollte mit einer Standesinitiative erreichen, dass die Kantone
Versicherten, fur die sie 85 Prozent des Verlustscheins bezahlen missen, vorschreiben
kénnen, bei welcher Krankenversicherung sie sich versichern lassen. Werden die
Krankenkassenprémien und Kostenbeteiligungen von Versicherten nicht bezahlt,
mussen die Kantone 85 Prozent der Pramien, Kostenbeteiligungen, Verzugszinsen und
Betreibungskosten Ubernehmen. Im Jahr 2016 beliefen sich diese Kosten im Kanton
Jura auf CHF 2.9 Mio. Der Kanton Jura beméangelte nun, dass die Versicherten bei
Ubernahme dieser Kosten durch die Kantone ihre Versicherungen aktuell solange nicht
wechseln kénnten, bis die Schulden vollstandig - nicht nur zu 85 Prozent - bezahlt
seien. Die Versicherten kdonnten so also auch nicht zu kostengtinstigeren Krankenkassen
wechseln, wodurch sich die Kosten fur die Kantone noch zuséatzlich erhéhen.

Der Vorstoss fand weder in der SGK-SR noch in der kleinen Kammer Anklang. Die
Kommission beantragte mit 11 zu O Stimmen (bei 2 Enthaltungen), der Initiative keine
Folge zu geben. Durch eine solche Regelung entstiinden den Versicherern Aussténde,
was kleine Krankenkassen vor grosse Probleme stellen kédnne. Stattdessen arbeite die
Kommission an einem Erlassentwurf zur Standesinitiative Thurgau. Der Standerat
entschied sich in der Friihjahrssession 2019 stillschweigend gegen Folgegeben. *¢

Zwischen Juni und Dezember 2018 reichten die Kantone St. Gallen (Kt.lv. 18.309),
Thurgau (Kt.lv. 18.318), Basel-Stadt (Kt.lv. 18.322) und Basel-Landschaft (Kt.lv. 18.324)
vier ahnliche Standesinitiativen fir eine kostendeckende Finanzierung der
Kinderspitdler und Kinderkliniken ein. Darin forderten sie, dass die erbrachten
ambulanten wie stationdren Leistungen in Kinderspitalern und -kliniken in der
Tarifstruktur kostendeckend vergttet werden sollten. Die vier Kantone betonten als
Standort- (SG, BS, BL) respektive Trégerkantone (TG) eines der drei eigenstandigen
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Schweizer Kinderspitaler ihre Betroffenheit, zumal sie die defizitaren Spitaler seit
Jahren subventionieren mussten - die beiden Basler Kantone zum Beispiel mit CHF 10
Mio. jahrlich.

Sowohl im spitalambulanten als auch im stationaren Bereich sei die Tarifierung fir die
eigenstandigen Kinderspitaler und die in Erwachsenenspitalern integrierten
Kinderkliniken ungentgend, kritisierten sie. Bei den Kinderspitdlern kamen
verschiedene, erschwerende Faktoren zusammen: So mussten diese einerseits die
ganze Leistungskette von der Grund- bis zur hochspezialisierten Medizin anbieten,
regelméssig besonders aufwendige angeborene Erkrankungen behandeln und hatten
andererseits kaum je die Moglichkeit zur Quersubventionierung durch privat oder
halbprivat versicherte Patientinnen und Patienten.

Zusatzlich angestiegen seien die jahrlichen Defizite zudem durch den Tarmed-Eingriff
des Bundesrates 2018. Das Defizit des Ostschweizer Kinderspitals zum Beispiel sei in
der Folge von CHF 4.2 Mio. (2016) auf CHF 6.3 Mio. (2018) gestiegen; der
Kostendeckungsgrad im ambulanten Bereich des Basler Kinderspitals sei von 78 auf 68
Prozent gesunken. Nicht besser sehe es im stationaren Bereich aus, wo die
Fallpauschalen der Swiss DRG die Leistungen ebenfalls nicht adaquat abbildeten. Diese
Probleme wirden jedoch von der IV und gewissen Krankenkassen nicht anerkannt,
obwohl sowohl nationale als auch internationale Evidenz die hdheren Kosten von
Kinderspitélern gegentber Erwachsenenspitélern in der Hohe von 20 bis 30 Prozent
belege.

Der Kanton Basel-Landschaft ergénzte die generelle Handlungsaufforderung der
anderen drei Kantone durch eine Liste mit konkreten Forderungen: Er verlangte die
Aufhebung der Tarmed-Zeitlimitierungen fir die Konsultationszeit, eine separate,
kostendeckende Taxpunktbewertung, die Ausnahme der Kinderkliniken von der «Liste
der grundséatzlich ambulant durchzufihrenden elektiven Eingriffe» (also von Eingriffen,
die zeitlich relativ frei gewahlt werden kénnen), eine Anpassung der Swiss-DRG-
Tarifstruktur auf einen Kostendeckungsgrad der Kinderspitaler von 100 Prozent sowie
eine genlgende Abbildung der IV-Félle in der Tarifstruktur.

Im August 2019 behandelte die SGK-SR die vier Standesinitiativen gemeinsam und liess
dabei Vertreterinnen und Vertreter der vier Kantone zu Wort kommen. Die Kommission
anerkannte, dass die Eigenheiten der Kindermedizin bei der Tarifierung oft ungentgend
berucksichtigt wirden, empfand aber eine Kommissionsmotion als das zielfuhrendere
Mittel als die Standesinitiativen, da der Bundesrat die Tarifstrukturen im ambulanten
und stationéren Bereich genehmigen misse. Folglich nahm sie die Forderung der vier
Kantone in eine eigene Motion (Mo. 19.3957) auf und empfahl die vier Standesinitiativen
zur Vermeidung von Doppelspurigkeiten zur Ablehnung.

Im Dezember 2019 folgte der Stdnderat dem Kommissionsantrag stillschweigend, lehnte
die vier Initiativen ab und nahm stattdessen die Kommissionsmotion an.
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